Workshop in Kassel 11./12. November 2005: Verbändebeteiligung – Status quo und Perspektiven

Die Aarhus-Konvention und die neuen Rechte der Umweltverbände

Am 11. und 12. November 2005 besuchte WECF den Workshop „Verbändebeteiligung – Status quo und Perspektiven“ in Kassel-Wilhelmshöhe. Das Seminar wurde von dem Unabhängigen Institut für Umweltfragen e.V. (UfU) und dem Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) veranstaltet.

Thema der Veranstaltung war die Verbändebeteiligung im deutschen Recht. Dabei ging es um die Beteiligung der Verbände nach § 61 Bundesnaturschutzgesetz und die rechtlichen Auswirkungen der Richtlinie 2003/35/EG - Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie, die entgegen ihrer Vorgabe nicht bis zum 25. Juni 2005 in innerstaatliches Recht umgesetz wurde. Die Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie setzt die Vorgaben zur Beteiligung der Öffentlichkeit des UNECE-Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten - Aarhus Konvention in Gemeinschaftsrecht um. Die Bundesrepublik Deutschland hat die Aarhus Konvention unterzeichnet, doch bisher noch nicht ratifiziert. 

Bisher liegen zwei Gesetzentwürfe zur Umsetzung der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie vor: der Entwurf zu einem Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz und der Entwurf zu einem Umweltrechtsbehelfsgesetz. Doch u.a. aufgrund der vorzeitig angesetzten Neuwahlen blieben diese Entwürfe liegen.

Bei einer nicht firstgemäßen Umsetzung einer Richtlinie kommt es laut herrschender Meinung dazu, dass eine Richtlinie unter bestimmten Voraussetzungen Direktwirkung erlangt. Diese Problematik wurde auf dem Seminar in Kassel mit großem Interesse dikutiert. Die Frage ist nun, welche Verbände unabhängig von der Anerkennungsvoraussetzung des Bundesnaturschutzgesetzes Klagebefugnis erhalten und ob und wie diese Verbände ihr neu gewonnenes Klagerecht einsetzen. Vereinzelte Ideen wurden vorgetragen, doch es wurden keine konkreten Vorschläge gemacht.

Mit der Aufnahme der Regierungsgeschäfte der grossen Koalition wird bald auch der Gesetzgebungsprozess zur Umsetzung der Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie wieder aufgenommen werden. Wie ein Mitarbeiter des Bundesumweltministeriums bemerkte, ist es wahrscheinlich, dass ein Gesetzespaket von drei Gesetzen vorgelegt wird, welches die Entwürfe des Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetzes, des Umweltrechtsbehelfsgesetzes und des Aarhus-Vertragsgesetzes beinhaltet. Es wird wichtig sein, die Wideraufnahme des Gesetzgebungsprozesses genau zu beobachten und eventuelle Änderungen der Entwürfe gegebenenfalls kritisch zu kommentieren. 

